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Anpassungsfähigkeit
(noch mehr) gefordert 
Die Narrenzeit ist vorbei und mit dem Aschermittwoch soll zumindest einmal im Jahr der 
Gürtel etwas enger geschnallt werden. Dies sollte nicht nur für die kommenden vierzig Tage 
von Belang sein, sondern der Verzicht wird wohl etwas länger andauern müssen. Heilfasten 
und Zellerneuerung sind die zugehörigen medizinischen Begrifflichkeiten. Gesundschrump-
fen und Fokussierung auf die Kernkompetenzen sind wirtschaftliche Schlagwörter.

Die Regierung wird es als Einsparung und Reduzierung der teilweise tatsächlichen Überför-
derungen bezeichnen. Da jeder einzelne seinen Beitrag leisten wird: Nennt man das dann 
Solidarität? Nach dem Leistungsprinzip findet eine Verteilung nach Leistung statt, daher 
wäre es wünschenswert dieser wieder mehr Anreize zu bieten. Nur keine Sorge, spätestens 
zu Ostern wird man mit der Osterjause belohnt werden, wenn diese auch etwas weniger 
üppig als sonst ausfallen könnte.

Charles Darwin hat es bereits in seiner Evolutionstheorie erklärt, dass eine Anpassung an 
äußere Umstände vieles ändern aber auch Neues entstehen lassen kann. In diesem Sinne: 
"Survival of the fittest“

–  m ä r z  –
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Geschäftsführerhaftung
bei Insolvenz

Ein GmbH-Geschäftsführer kann für Abgaben, die durch eine Au-
ßenprüfung festgesetzt werden, auch dann haftbar gemacht wer-
den, wenn diese Abgaben bereits vor der Insolvenz fällig waren.

Geschäftsführer einer GmbH haften für Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft nur dann, wenn gesetzliche Vorschriften dies aus-
drücklich vorschreiben oder der Geschäftsführer seinen Sorg-
faltspflichten nicht ordnungsgemäß nachkommt. Dies gilt 
auch für den Fall der Insolvenz.

Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes (BFG)
Das BFG hat in einem aktuellen Erkenntnis festgehalten, dass 
Geschäftsführer unter den obigen Voraussetzungen aber auch 
für Abgaben haften, die bereits vor der Insolvenz der GmbH fäl-
lig waren, jedoch erst nach Eröffnung der Insolvenz durch das 
Finanzamt festgesetzt werden.

Nachdem das Insolvenzverfahren einer GmbH abgeschlossen 
worden war, informierte das Finanzamt einen Geschäftsführer 
der GmbH darüber, dass er für ausstehende Lohnabgaben der 
GmbH zur Haftung herangezogen werden wird. Dieser wandte 
gegen seine Haftungsinanspruchnahme ein, dass die Nachzah-
lungen von Lohnsteuer, Dienstgeberbeitrag und Zuschlag zum 
Dienstgeberbeitrag nicht in den Haftungsbescheid aufzuneh-
men seien, da diese Abgabenverbindlichkeiten auf einer Fest-
setzung nach Insolvenzeröffnung aufgrund von Prüfungsfest-
stellungen beruhen, auch wenn diese Steueransprüche schon 
vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens entstanden waren.

Keine ausreichenden Beweise
Die Entscheidung des BFG basiert auf der Tatsache, dass der 
Geschäftsführer keine ausreichenden Beweise darüber vor-
legte, dass er keine Mittel zur Begleichung der Abgaben zur 
Verfügung hatte. Weiters konnte er nicht nachweisen, dass er 
die Gläubiger der GmbH gleichbehandelt hatte. Aus der Akten-
lage ergaben sich zudem keine Anhaltspunkte für eine völlige 
Vermögenslosigkeit zu den jeweiligen Fälligkeitszeitpunkten 
der Abgaben. Mangels Konkretisierung und Behauptung des 
Ausmaßes der Unzulänglichkeit der verfügbaren Mittel zu den 
Fälligkeitszeitpunkten kam laut BFG daher eine Beschränkung 
der Haftung des Geschäftsführers auf einen Teil der Abgaben-
schulden nicht in Betracht.

Außerdem wies das Gericht darauf hin, dass der Geschäfts-
führer für Abgaben, die durch eine Außenprüfung festgesetzt 
werden, auch dann haftbar gemacht werden kann, wenn diese 
Abgaben ursprünglich vor der Insolvenz fällig waren. Der Zeit-
punkt der Festsetzung nach Insolvenzeröffnung ändert nichts 
an der Verpflichtung zur Entrichtung der Abgaben bei Fälligkeit 
und der Haftung des Geschäftsführers.

> Fazit:

Die Entscheidung macht deutlich, wie wichtig es für Ge-
schäftsführer ist, die finanziellen und rechtlichen Verpflich-
tungen der von ihnen vertretenen GmbH zu überwachen 
und zu dokumentieren. Ohne die entsprechenden Nach-
weise kann die Haftung für ausstehende Abgaben der GmbH 
schnell zu einer persönlichen Verantwortung führen.

Selbständigkeit oder
Dienstverhältnis?

Oft ist es schwierig zu bestimmen, ob jemand selbständig tätig ist 
oder in einem Dienstverhältnis steht. Dies hat nicht nur Einfluss 
auf die steuerliche Beurteilung der Einkünfte, sondern auch da-
rauf, welcher Pflichtversicherung eine Person unterliegt.

Eine aktuelle Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs 
(VwGH) beleuchtet die Rolle eigener Arbeitsmittel bei dieser 
Unterscheidung. Ausgangspunkt des Verfahrens war ein für ei-
nen Verein tätiger Bergwander- und Naturführer. Dieser führte 
touristische und schulische Wanderungen mit Gruppen durch, 
welche ihm vom Verein vermittelt wurden. Die Wanderungen 
widmeten sich jeweils gewissen Themen, wobei die konkrete 
Themenaufbereitung dem Bergführer oblag.

Im Zuge der Wanderungen konnte er eigenständige Entschei-
dungen treffen und war nicht an Weisungen des Vereins ge-
bunden. Seiner Tätigkeit ging der Bergführer stets persönlich 
nach. Die für die Wandertouren wesentlichen Arbeitsmittel wie 
Bergschuhe, Funktionsbekleidung, Rucksack, etc., wurden dem 
Bergführer nicht zur Verfügung gestellt.

Dienstnehmer des Vereins?
Die Österreichische Gesundheitskasse (ÖGK) beurteilte die ge-
genständliche Tätigkeit des Bergführers als Dienstverhältnis 
und stufte ihn als Dienstnehmer des Vereins ein. Das Bundes-
verwaltungsgericht (BVwG) ging zwar grundsätzlich davon aus, 
dass den Bergführer eine persönliche Arbeitspflicht getroffen 
habe. Aufgrund der fehlenden persönlichen Abhängigkeit sei 
der Revisionswerber aber nicht als Dienstnehmer im Sinne des 
ASVG beschäftigt gewesen.

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat nun in seinem Er-
kenntnis betont, dass die Nutzung eigener Betriebsmittel ein 
wichtiges Kriterium bei der Abgrenzung zwischen selbstän-
diger Tätigkeit und Dienstvertrag darstellt. Wenn jemand seine 
eigenen Arbeitsmittel verwendet, spricht dies für eine selb-
ständige Tätigkeit. Umgekehrt kann die Bereitstellung der Ar-
beitsmittel durch den Auftraggeber ein Hinweis auf ein Dienst-
verhältnis sein.

Allerdings ist die Frage, ob jemand selbständig oder unselb-
ständig tätig ist, immer anhand des Gesamtbildes der Arbeits-
beziehung zu beurteilen. Die Verwendung eigener Betriebsmit-
tel ist dabei nur ein Aspekt von vielen. Weitere Faktoren sind 
beispielsweise die Weisungsgebundenheit, die Eingliederung 
in die Arbeitsorganisation des Auftraggebers und das wirt-
schaftliche Risiko.

Kein Nachweis über betriebliche Nutzung
Das Vorhandensein nicht nur geringwertiger Wirtschaftsgü-
ter ist laut VwGH eine notwendige, aber nicht in allen Fällen 
ausreichende Voraussetzung, um von wesentlichen eigenen 
Betriebsmitteln ausgehen zu können. Der Revisionswerber ver-
fügte im gegenständlichen Fall über keine Betriebsmittel, die 
für sich genommen nicht nur geringwertig waren. Allerdings 
kann ein wesentliches Arbeitsmittel auch vorliegen, wenn dies 
eine gewisse wirtschaftliche Bedeutung hat. Daher hätten 
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im vorliegenden Fall wesentliche eigene Betriebsmittel nicht 
schon verneint werden dürfen, weil die Wertgrenze durch die 
einzelnen Gegenstände nicht überschritten wurde. Es wäre 
vielmehr zu prüfen gewesen, ob diese Gegenstände zumindest 
überwiegend betrieblich genutzt werden. Dies hätte durch den 
Revisionswerber (Bergführer) geschehen müssen. Da dieser 
aber keinen Nachweis über eine solche betriebliche Nutzung 
erbracht hat, kam der VwGH zum Schluss, dass keine wesent-
lichen eigenen Betriebsmittel vorliegen und der Bergführer als 
Dienstnehmer einzustufen ist.

> Hinweis:

Die Entscheidung des VwGH unterstreicht die Bedeutung der 
verwendeten Arbeitsmittel bei der Beurteilung des Beschäf-
tigungsverhältnisses. Für Betroffene ist es wichtig, alle rele-
vanten Umstände zu berücksichtigen und ausreichend zu do-
kumentieren, um auch im Nachhinein feststellen zu können, 
ob eine selbständige Tätigkeit oder ein Dienstverhältnis vor-
liegt. Wir empfehlen diesbezüglich eine frühzeitige Beratung.

Auskunftsbescheid von der
Finanzverwaltung

Der Auskunftsbescheid bietet Unternehmen und Abgabenpflich-
tigen die Möglichkeit, steuerliche Fragen zu noch nicht verwirk-
lichten Sachverhalten vorab von der Finanzverwaltung klären zu 
lassen.

Eine niederländische Gesellschaft hatte einen Auskunftsbe-
scheid beantragt, um mit dem Finanzamt steuerliche Fragen 
bezüglich einer geplanten Umwandlung zu klären. Der Plan 
war, eine GmbH in eine Genossenschaft umzuwandeln, wo-
bei die GmbH Liegenschaftsvermögen in Österreich besaß. Die 
zentrale Frage war, ob diese Umwandlung grunderwerbsteuer-
pflichtig sei oder nicht.

Der Antrag bezog sich ausschließlich auf die Frage der Grund-
erwerbsteuer, doch das Finanzamt erweiterte den Auskunftsbe-
scheid um eine ertragsteuerliche Beurteilung, die vom Antrag 
nicht umfasst war. Das Unternehmen legte Beschwerde ein, da 
es der Ansicht war, dass der Auskunftsbescheid in Bezug auf die 
ertragsteuerlichen Aspekte rechtswidrig war. Die Gesellschaft 
argumentierte, dass dieser Punkt im Antrag nicht behandelt 
wurde und im Bescheid daher nicht berücksichtigt werden sollte.

Entscheidung des Bundesfinanzgerichts (BFG)
Das Bundesfinanzgericht gab der Beschwerde statt und ent-
schied, dass der Auskunftsbescheid ein „antragsbedürftiger 
Verwaltungsakt“ ist und die Behörde nur über die konkret for-
mulierten Rechtsfragen im Antrag eingehen darf. Eine darüber-
hinausgehende Beurteilung stellt somit eine rechtswidrige 
Erweiterung des Antragsumfanges dar. Ansonsten wäre der 
Abgabepflichtige gezwungen, ein Rechtsmittel einzulegen, um 
eine etwaige überschießende Auskunft zu verhindern.

Das Urteil stellt klar, dass die Beurteilung der ertragsteuer-
lichen Aspekte nicht zwingend Teil des Antrags auf Erlassung 
eines Auskunftsbescheides ist, wenn diese nicht ausdrücklich 
angefragt wurden. Der Gesellschaft ging es lediglich um die 

Klärung der Grunderwerbsteuerpflicht, nicht um eine ertrag-
steuerliche Würdigung.

> Fazit:

Zusammengefasst zeigt die Entscheidung, wie wichtig es ist 
im Antrag präzise Rechtfragen zu stellen. Eine Erweiterung des 
Antrags im späteren Beschwerdeverfahren ist nicht zulässig 
und die Behörden sind an die im Antrag gestellten Fragen ge-
bunden. Abgabenpflichtige sollten sich daher gut überlegen, 
welche rechtlichen Fragen sie im Vorfeld klären möchten, da 
diese den Rahmen für den Auskunftsbescheid bilden.

Gebäudeabschreibung bei Vermietung 
und Verpachtung

Wird ein Gebäude zum Buchwert aus dem Betriebsvermögen ent-
nommen, ist der Gebäudewert bei einer nachfolgenden Vermie-
tung ohne Nachweis in Höhe von 1,5 % pro Jahr vom Entnahme-
wert abzuschreiben.

Seit 1.7.2023 ist nicht nur die Entnahme von Grund und Boden, 
sondern auch des Gebäudes zum Buchwert möglich, sodass es 
im Zuge der Entnahme aus dem Betriebsvermögen zu keiner 
Aufdeckung der stillen Reserven im Gebäude kommt. Im Falle 
einer Entnahme tritt für nachfolgende Einkünfte, wie etwa bei 
einer anschließenden Vermietung des Gebäudes, der Entnah-
mewert an die Stelle der Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten als Basis für die Abschreibung.

Allerdings entspricht bei Gebäuden dieser Entnahmewert nun-
mehr dem Buchwert, woraus sich im Falle einer Vermietung ein 
entsprechend niedrigerer Abschreibungsbetrag ergibt, wenn 
dieser Buchwert auf die bei der Vermietung gesetzlich vorgese-
hene Abschreibungsdauer von 67 Jahren verteilt werden muss. 
Eine neue, kürzere Restnutzungsdauer müsste man durch ein 
kostenaufwendiges Gutachten feststellen.

Finanzministerium folgt Verwaltungsgerichtshof
Ein Antragsteller ersuchte das Finanzministerium um Bestäti-
gung seiner Rechtsauffassung, dass nach einer Entnahme des 
Gebäudes zum Buchwert der bisherige Abschreibungsplan 
grundsätzlich fortgesetzt wird, wobei im außerbetrieblichen 
Bereich unter Umständen ein anderer Abschreibungssatz von 
den historischen Anschaffungskosten/Herstellungskosten zur 
Anwendung kommt. Das Finanzministerium teilte die Rechts-
ansicht des Antragstellers jedoch nicht. In einem Erkenntnis 
aus dem Jahr 2015 zog der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) 
den Entnahmewert als neue Bemessungsgrundlage heran. Die-
se VwGH-Entscheidung wurde vom Finanzministerium auch 
auf die aktuelle Fragestellung analog angewendet.

> Fazit:

Wird ein Gebäude zum Buchwert aus dem Betriebsvermögen 
entnommen, ist der Gebäudewert bei einer nachfolgenden 
Vermietung ohne Nachweis in Höhe von 1,5 % pro Jahr vom 
Entnahmewert, somit vom Buchwert abzuschreiben. Die bis-
herige betriebliche Restnutzungsdauer bzw. die ursprüng-
lichen Anschaffungskosten im betrieblichen Bereich haben 
auf die neue Abschreibung im Bereich der Vermietungsein-
künfte keinen Einfluss.

Im Wandel der Zeit gut beraten.



Freistellung für Einsätze bei GroSSschadensereignissen

Bei Einsätzen während der Arbeitszeit stellt sich die Frage nach 
einer bezahlten Freistellung der Arbeitnehmer. Die gesetzlichen 
Regelungen bieten einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung.

In Österreich engagieren sich zahlreiche Arbeitnehmer ehren-
amtlich in Katastrophenhilfsorganisationen, Rettungsdiens-
ten und bei der Bergrettung. Vor allem nach den jüngsten 
Hochwasserereignissen rückte diese Thematik wieder in den 
Vordergrund. Arbeitnehmer, die nach Beginn ihres Arbeitsver-
hältnisses aufgrund eines Einsatzes als freiwilliges Mitglied 
einer Katastrophenhilfsorganisation, eines Rettungsdienstes, 
einer freiwilligen Feuerwehr bei einem Großschadensereignis 
oder als Mitglied eines Bergrettungsdienstes bei einem Berg-
rettungseinsatz an der Arbeitsleistung verhindert sind, haben 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Voraussetzung ist, dass das 
Ausmaß und die Lage der Dienstfreistellung mit dem Arbeitge-
ber vereinbart wurden.

Großschadensereignis
Ein Großschadensereignis liegt vor, wenn während eines unun-
terbrochenen Zeitraums von mindestens acht Stunden mehr 
als hundert Personen im Einsatz sind. Die Ursache muss auf ei-
nen Naturvorgang oder ein einzelnes Schadensereignis zurück-
zuführen sein. Ein Bergrettungseinsatz umfasst auch Rettungs-
aktionen in Höhlen. Liegen mehrere Ereignisse nebeneinander 
vor, ist darauf zu achten, ob diese zusammenhängen.

So bilden (unabhängige) Brände in drei Ortschaften im selben 
Bezirk noch kein Großschadensereignis, während zusammen-
hängende Regenfälle, die zu einem Hochwasser in mehreren 
Orten führen, sehr wohl als Großschadensereignis qualifiziert 
werden können. Es bedarf hier aber immer einer Einzelfallbe-
urteilung.

Die Vereinbarung über die Freistellung kann auch im Voraus für 
zukünftige Einsätze getroffen werden. Eine nachträgliche und 
zeitnahe Zustimmung des Arbeitgebers ist ebenfalls möglich 
und schließt einen Ersatz der geleisteten Entgeltfortzahlung 
nicht aus. Liegt keine solche Vereinbarung vor, stellt die Teilnah-
me am Einsatz aber noch keinen Entlassungsgrund dar.

Ersatz durch das Bundesland
Arbeitgeber, die aufgrund einer Dienstverhinderung eines Ar-
beitnehmers wegen Teilnahme an einem Großschadensereig-
nis- oder Bergrettungseinsatz dessen Entgelt fortzahlen, kön-
nen nach den jeweiligen Landesvorgaben einen Ersatz durch 
das Bundesland erhalten. Die Antragstellung muss in dem Bun-
desland erfolgen, in dem das Ereignis eingetreten ist.

Der Bund leistet aus Mitteln des Katastrophenfonds Zuschüsse 
an die Länder für Auszahlungen, die das Land als Ersatz an Ar-
beitgeber für Entgeltfortzahlungen vornimmt. Die Fondsmittel 
betragen pauschal EUR 200,00 pro (mindestens acht Stunden) 
im Einsatz befindlicher Einsatzkraft und Tag. Der Begriff „Tag" 
ist als ein Arbeitstag im Umfang der nach der Arbeitszeitein-
teilung (Dienstplan, Schichtplan) vorgesehenen täglichen Nor-
malarbeitszeit zu verstehen. Voraussetzung für den Ersatz ist 
somit, dass der Arbeitgeber die Einsatzkraft im Ausmaß eines 
ganzen Arbeitstages freistellt und das Entgelt fortzahlt.

> Hinweis:

Für ehrenamtlich engagierte Arbeitnehmer ist es wichtig, 
frühzeitig das Gespräch mit dem Arbeitgeber zu suchen und 
klare Vereinbarungen über mögliche Freistellungen für Ein-
sätze zu treffen. So können im Ernstfall sowohl der Einsatz 
als auch die beruflichen Verpflichtungen bestmöglich koor-
diniert werden.
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